
AUSSCHLUSS DER GESETZLICHEN AKTUALISIERUNGSPFLICHT 

 

1. Dokumentation der Erfüllung der vorvertraglichen Informationspflichten beim Verkauf 

von Fahrzeugen oder Teilen/Zubehör 
 

Beim Verkauf von „Sachen mit digitalen Elementen“ (z.B. von Fahrzeugen, die mit 

Fahrassistenzsystemen ausgestattet sind, die für die Funktion des Fahrzeugs erforderlich sind) 

oder „digitalen Produkten“ (z.B. Fahrzeugen oder Ersatzteilen, die digitale Inhalte oder digitale 

Dienstleistungen enthalten oder mit ihnen verbunden sind, die für die Funktion des Fahrzeugs oder 

Ersatzteils aber nicht erforderlich sind) hat der Gesetzgeber dem Verkäufer die Pflicht auferlegt, 

Verbrauchern nach Vertragsschluss die „erforderlichen“ Aktualisierungen bereitzustellen. 

Allerdings hat der Gesetzgeber den Vertragsparteien die Möglichkeit eröffnet, hierüber 

abweichende Vereinbarungen zu treffen. 

 

Der Verkäufer wird die Kaufsache daher nur im Falle der Vereinbarung eines Ausschlusses der 

gesetzlichen Aktualisierungspflicht an mich verkaufen. 

 

2. Vereinbarung mit einem Verbraucher über einen Ausschluss der gesetzlichen 

Aktualisierungspflicht beim Verkauf von „Sachen mit digitalen Elementen“ oder 

„digitalen Produkten“ (Anlage zum verbindlichen Kauf) 
 

Die Vertragsparteien vereinbaren abweichend von der gesetzlich verankerten Pflicht, dem 

Käufer/Verbraucher nach Vertragsschluss die „erforderlichen“ Aktualisierungen bereitzustellen, 

einen Ausschluss der gesetzlichen Aktualisierungspflicht.  

 

Das hat zur Folge, dass die Kaufsache nach deren Übergabe nicht wegen einer unterlassenen 

Bereitstellung einer erforderlichen Aktualisierung mangelhaft wird. 
 

 


